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Solidarische  
Gesundheitspolitik 
Von Günter Roggenkamp 

 

Das Gesundheitswesen in der Bundesrepublik 

Deutschland ist die Erwerbsgrundlage für rund 5,7 

Millionen Beschäftige.  

Die Politik und die durch diese bestimmten Rechts-

normen sowie die Vertragsformen regeln die Bezie-

hungen der Akteure im Gesundheitssystem. Das Ge-

sundheitssystem ist für viele Menschen kaum durch-

schaubar. Es ist schwer, die eigenen Rechte in Er-

fahrung zu bringen und noch schwerer, sie gegen 

Krankenkassen, Ärztinnen und Ärzte oder Kranken-

häuser durchzusetzen. Patientinnen und Patienten 

dürfen nicht als Abrechnungsziffern behandelt wer-

den, die zwischen Gewinninteressen auf der einen 

und Sparzwang auf der anderen Seite zerrieben wer-

den.  

 

Wettbewerb im Gesundheitssystem 

Die bisherigen Bundesregierungen haben durch den 

Wettbewerb die Gesundheitsversorgung immer wei-

ter kommerzialisiert. Der finanzielle Druck bringt alle 

Beteiligten dazu, ihren eigenen Vorteil immer öfter 

vor die Interessen der Patientinnen und Patienten zu 

stellen. Um Kosten zu sparen wurden zudem Leis-

tungen aus dem Katalog der Krankenkassen gestri-

chen, die aber für eine gute Versorgung und ge-

rechte Teilhabe der Menschen notwendig sind. 

 

Daseinsvorsorge 

Das Gesundheitswesen ist ein wichtiger Teil der Da-

seinsvorsorge. 90 % der Bürger sind in der Gesetzli-

chen Krankenversicherung (GKV) versichert. Seit 

1986 haben die Beschäftigten die Wahl zwischen 

den gegenwärtig 96 Krankenkassen. Dieser Wettbe-

werb, der sich im Grunde für soziale Sicherungssys-

teme ausschließt, führt dazu, dass insbesondere der 

Zusatzbeitrag eine wichtige Rolle bei der Wahl der 

Krankenkasse spielt.  

Finanzierung der Krankenhäuser 

Krankenhäuser sind von Wettbewerb und Kommer-

zialisierung in besonderem Maße betroffen. Das 

2003 beschlossene Vergütungssystem (Fallpau-

schalen, DRG) zwingt die Krankenhäuser mehr denn 

je in einen ökonomischen Wettbewerb. Nicht die 

Qualität, sondern die Fallzahlen, die Diagnosen und 

geringe Kosten pro Fall entscheiden über Sieger und 

Verlierer in diesem Wettlauf.  

Der Pflegenotstand wurde so verschlimmert und be-

steht nach wie vor. Die fortschreitende Privatisierung 

von Krankenhäusern verschärft den Wettbewerb 

und verringert die demokratischen Gestaltungsmög-

lichkeiten etwa von Kommunen., Die DRGs sind ab-

zuschaffen und durch eine gemeinwohlorientierte, 

kostendeckende Finanzierung der Krankenhäuser 
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zu ersetzen. Die notwendigen Kosten guter Behand-

lung sollen bezahlt werden – nicht mehr, aber auch 

nicht weniger.  

Dann wäre Schluss mit Gewinnen auf Kosten der All-

gemeinheit und Schluss mit Krankenhausschließun-

gen trotz Bedarfs. Um die Arbeitsbedingungen zu 

verbessern und die Patienten nicht zu gefährden, 

müssen mindestens 100.000 Pflegestellen aufge-

baut werden. Die Krankenhausprivatisierung muss 

gestoppt und rückgängig gemacht werden. 

 

 

Finanzierung der Pflege 
Auch die Finanzierung der Pflegeversicherung ist 
nicht gesichert. Im Gegenteil - es bestehen erhebli-
che Defizite, die sich in den nächsten Jahren fortset-
zen werden. Eine Lösung für dieses Problem ist der-
zeit nicht vorhanden. 
Aufgrund der sich abzeichnenden Defizite in der 

GKV muss über deren solidarische Finanzierung dis-

kutiert werden. Ansätze dazu gibt es, doch die profit-

orientierten Akteure und die Kapitaleigner versuchen 

immer wieder, ihre Partikularinteressen durchzuset-

zen. Es fehlt eine am Gemeinwohl orientierte Ge-

samtstrategie für das deutsche Gesundheitswesen. 

Sozialpolitik ist derzeit in der politischen Debatte 

aber kein Thema.  

Die Organisation von Gesundheitssystemen sowie 

deren Finanzierung und Regulierung ist eine wich-

tige Voraussetzung für die individuelle und öffentli-

che Gesundheit. Gesundheitssysteme beeinflussen 

nicht nur die Lebensdauer und Lebensqualität, 

sondern auch die soziale Verteilung von Lebens-

chancen. 

Die besorgniserregende finanzielle Lage der GKV 

bestimmt im hohen Maße die gesundheitspolitische 

Debatte – und das wird insbesondere im nächsten 

Jahr so bleiben:  

Verantwortlich für dieses strukturelle Defizit sind in 

erster Linie die ausgabensteigernden Gesetze der 

vergangenen Legislaturperioden. Zu spürbaren Ver-

besserungen in der Versorgung für Patienten haben 

diese jedoch nicht geführt.  

Gleichzeitig wurde das Solidarprinzip zur Finanzie-

rung der GKV nicht gestärkt und wichtige Einnahme-

quellen fehlen nach wie vor. Auch das GKV-Finanz-

stabilisierungsgesetz wird die finanzielle Situation 

nicht nachhaltig verbessern können. Im Gegenteil: 

Die Maßnahmen destabilisieren die GKV-Finanzen.  

Zusatzbeiträge 

Zunächst wird durch die Erhöhung der Zusatzbei-

träge der Wettbewerb zwischen den Kassen weiter 

angeheizt. Das kostet zusätzlich Geld und sorgt da-

für, dass die GKV (weiter) daran gehindert wird, eine 

adäquate und faire Gesundheitsversorgung bereit-

zustellen. Das ist absolut kontraproduktiv. Zusätzlich 

wird durch den vorgeschlagenen Rückgriff auf die Fi-

nanz- und Liquiditätsreserven der GKV die Resilienz 

der Krankenkassen nachhaltig geschwächt.  

Der Bund muss daher endlich höhere, kostende-

ckende Beiträge für ALG-II-Bezieher zahlen, wie im 

Koalitionsvertrag vorgesehen.  

Zudem brauchen wir für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel 

als Teil des Grundbedarfs den reduzierten Mehrwert-

steuersatz von sieben Prozent, so wie es analog be-

reits in vielen europäischen Ländern der Fall ist. 

Hierdurch könnten die Kassen ungefähr fünf Milliar-

den Euro jährlich einsparen. Geradezu als Hohn mu-

tet es an, dass der Gesetzgeber einen ergänzenden 

Bundeszuschuss zum Gesundheitsfond in Höhe von 

gerade einmal zwei Milliarden Euro für das Jahr 

2023 vorgesehen hat. Das ist weniger als ein Trop-

fen auf den heißen Stein. 

Die Absicherung der Leistungsfähigkeit des Gesund-

heitswesens ist elementar. Hierfür sind umfassende 

Reformen der Finanzierungsgrundlagen notwendig, 

die die GKV nachhaltig stärken. Nicht nur in Krisen-

zeiten gilt, dass starke Schultern mehr tragen müs-

sen, als schwache. Umfragen zeigen, dass die Ver-

sicherten durchaus bereit sind, für gute Versorgung 

in der GKV mehr Geld zu zahlen.  
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Eine gute Versorgung lässt sich langfristig nur in ei-

ner durch Erwerbstätige und Arbeitgeber solidarisch 

finanzierten GKV gewährleisten. Die Frage der bes-

seren Versorgung im Sinne von Notfallversorgung, 

ambulanter und stationärer Versorgung, muss die 

gesundheitspolitische Debatte bestimmen.  

Sektorenübergreifende Versorgung 

Die ambulante und stationäre Versorgung muss sek-

torenübergreifend gedacht werden. Zusätzlich 

müssen Antworten darauf gefunden werden, wie die 

Finanzmittel in Investitionen und Verbesserungen für 

Versicherte und Patienten fließen und damit die Ge-

meinwohlorientierung in unserem Gesundheitswe-

sen wieder gestärkt werden kann. Denn: Die Men-

schen zahlen ihre Beiträge für gute Versorgung und 

nicht für Profite von Privatunternehmen. Die Bundes-

regierung muss in die Pflicht genommen werden, die 

Weichen für eine Gesundheitspolitik zu stellen, die 

wieder stärker an den Bedürfnissen der Patienten 

ausgerichtet wird. 

 

 
Marktlogik beenden 

Die schlechten Arbeitsbedingungen in den Kranken-

häusern und Pflegeheimen sind schon lange vor der 

Corona-Pandemie allgegenwärtig gewesen: man-

gelnde Hygiene, „blutige Entlassungen“, kaum Zeit 

für fachlich korrekte Pflege, von Zuwendung ganz zu 

schweigen. Die Marktlogik im Gesundheitswesen 

wurde mit Druck auf die Beschäftigten und Personal-

abbau eingeführt und Konzerne machen hohe Ge-

winne. Im Krankenhaus und in der Langzeitpflege 

fehlen jeweils mindestens 100.000 Pflegekräfte. 

Hunderttausende Pflegekräfte haben aus Frust und 

Erschöpfung ihren Beruf verlassen, die geblieben 

sind, sind völlig überarbeitet.  

Trotz aller Reformen, beginnend mit dem Kranken-

versicherungs- Kostendämpfungsgesetz aus dem 

Jahr 1977, ist es nur mit begrenztem Erfolg gelun-

gen, eine nachhaltige, innovative, qualitativ hoch-

wertige, bedarfsgerechte und wirtschaftliche Versor-

gung mit Gesundheitsgütern und Dienstleistungen 

sicherzustellen.  

Bund zahlt versprochene Zuschüsse nicht  

Gesundheitsminister Lauterbach kommt nicht mehr 

drumherum, das Problem anzugehen. Doch seine 

groß angekündigten Reformen im Gesundheitsbe-

reich reichen bei weiten nicht aus, um den Notstand 

in den Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen zu 

stoppen.  

Die im Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung ver-

sprochenen Zuschüsse an die Krankenkasse in 

Höhe von 10 Milliarden Euro sind im Haushalt für das 

Jahr 2024 nicht eingeplant worden, angesichts der 

Fehlbeträge für das nächste Jahr ist damit nicht zu 

rechnen. Die Konsequenz: Einseitige Erhöhungen 

der Zusatzbeiträge für die Versicherten im Jahr 

2024. 

Die Unterfinanzierung wird nicht beseitigt, weder im 

ambulanten noch im stationären Bereich. Private 

Konzerne und Investoren können weiterhin mit unse-

ren Versicherungsbeiträgen und Zuzahlungen das 

große Geld machen. 

Die bestmögliche Gesundheitsversorgung und 

Pflege muss allen Menschen in Deutschland zur Ver-

fügung stehen und darf nicht von der Größe des 

Geldbeutels abhängen.  

Statt großer Gewinne für Krankenhaus- und Pflege-

konzerne, ist eine bedarfsgerechte und auskömmli-

che Finanzierung des Gesundheitswesens notwen-

dig.  

So schaffen wir die Voraussetzungen, die nötig sind, 

damit alle Menschen im Bereich Gesundheit und 

Pflege bestmöglich versorgt sind: Patienten, Be-

schäftigte sowie Menschen mit Pflegebedarf und ihre 

Angehörigen.

 



4 
 

Krankenhäuser gehören in die Öffentliche Hand 
 
Das Betreiben von Krankenhäusern durch private 
und kirchliche Unternehmen zeigt am Beispiel der K-
plus Insolvenz in Solingen und Haan, dass wenn die 
Finanzierung durch die Landesregierung nicht gesi-
chert wird nicht nur der Verlust von Arbeitsplätzen 
droht, sondern auch die Gesundheitsversorgung ge-
fährdet ist. 
 
Die vorgezogene kurzfristige Schließung der St. Lu-
kas-Klinik in Solingen und dem St. Josef Kranken-
haus in Haan kann bei betroffenen Patienten zu Be-
handlungsunterbrechungen führen, deren Folgen 
nicht absehbar sind. Durch zusätzliche Patienten 
entstehen Warteschleifen und Kapazitätsengpässe 
bei den aufnehmenden Kliniken, die unter Umstän-
den Leben kosten können. 
 
Leider führen auch christliche Bezeichnungen im Na-
men von Parteien oder bei den kirchlichen Eigentü-
mern nicht dazu, dass der Menschlichkeit Vorrang 
vor wirtschaftlichen Interessen eingeräumt wird. 
 
Die Solinger Senioren in Ver.di fordern deshalb, 
dass alle Krankenhäuser in öffentlicher Hand blei-
ben. Wir fordern die Landesregierung NRW sowie 
die Krankenkassen auf ihren gesetzlichen Pflichten 
nachzukommen und die Finanzierung der Kranken-
häuser und deren Personal sicherzustellen. 
 
Die Solinger Senioren fordern auch alle Gremien in 
Ver.di dazu auf sich dieser Forderung anzuschließen 
und diese öffentlichkeitswirksam an die Medien wei-
terzuleiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

▪ Wir fordern, dass die Krankenhausversorgung 
eine öffentliche Aufgabe bleibt und nicht an pri-
vate Konzerne vergeben, verkauft bzw. diese 
beauftragt werden. 

▪ Krankenhäuser gehören in die öffentliche 
Hand, denn Gesundheit ist keine Ware. Nur so 
kann aus Sicht der Mitglieder des Ver.di Senio-
renortsvereins Solingen eine qualitativ hoch-
wertige, flächendeckende und solidarische Ge-
sundheitsversorgung für alle Menschen ge-
währleistet werden. 

▪ Wir setzen uns dafür ein, dass die Krankenhäu-
ser kostendeckend durch das Land NRW finan-
ziert werden und nicht nach Fallpauschalen be-
zahlt werden. Wir wollen eine menschenwür-
dige und bedarfsgerechte Versorgung für alle 
Patientinnen und Patienten.  

▪ Wir lehnen die Privatisierung und Kommerzia-
lisierung der Krankenhäuser ab, die zu Perso-
nalabbau, Lohnsenkung und Verschlechterung 
der Versorgungsqualität führen. 

▪ Wir sind für den Erhalt und Sicherung der bis-
herigen Krankenhausstruktur in der gesamten 
Bundesrepublik durch kommunale und Lan-
deseigene Kliniken in staatlicher Hand. 

▪ Wir erwarten eine Ausbildungsgarantie für die 
von der Schließung betroffenen Azubis in den 
beiden zuvor oben genannten Krankenhäu-
sern. 
Zur Beseitigung des Fachkräftemangels und 
der gerechten Bezahlung in den Pflegeberufen 
unterstützen wir darüber hinaus die Tarifforde-
rung der Beschäftigten in den Uni-Kliniken der 
Länder. 

ver.di Bezirksseniorenvorstand  

 

60 Milliarden fehlen im Bundeshaushalt 

Frau Klatten und ihr Bruder Stefan Quant 'verdienen' 
täglich eine Million Euro. Bei Rheinmetall, MTU, 
Heckler & Koch, ZF, SIG Sauer etc. klingeln natür-
lich die Kriegskassen. Subventionen für Dienstwa-
genprivileg, Diesel und Kerosin, niedriger Spitzen-
steuersatz für Einkommen, Erbschaft und Veräuße-
rungsgewinne sind angesichts der zunehmenden 
Armut ein Skandal.  
Und den uns wohlbekannten, um nicht zu sagen be-
rüchtigten, Herren F. Merz und J. Spahn fällt nichts 
Besseres ein als Bürgergeld, Kindergrundsicherung 
und Heizungsbeihilfen zu kürzen oder streichen. Da 
läuft der soziale Tiefkühlschrank auf Dauerbetrieb... 
dagegen müssen wir weiter angehen und -schrei-
ben.... 

 

Wir wünschen allen Seniorinnen und 

Senioren ein frohes Weihnachtsfest und 

einen guten Rutsch in ein hoffentlich 

friedlicheres Jahr 2024 

 

 

Eine Veröffentlichung des ver.di Bezirks Düssel-Rhein-Wupper 

V.i.S.d.P.: Volker Wenner, Gasstr. 10-18 42657 Solingen 


